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Landkreis: Heilbronn 
Stadt: Güglingen 
Gemarkung: Güglingen 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB 
und örtliche Bauvorschriften 

„Ochsenwiesen-Steinäcker, 3. Änderung“ 
Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

Maßstab 1 : 500          ENTWURF 
Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projekt-Nr. 3 2023 0188  

 

Untergruppenbach, den 10.07.2023/06.02.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§§ 2 (1) BauGB) am 25.07.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 04.08.2023 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)      vom  14.08.2023 bis 15.09.2023 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)             vom  14.08.2023 bis 15.09.2023 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am 20.02.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 01.03.2024 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB)                   vom  11.03.2024 bis 15.04.2024 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am 04.06.2024 

 

Ausgefertigt, Güglingen        den......................   
 

 
Heckmann, Bürgermeister 

 

Ortsübliche Bekanntmachung und In-Kraft-Treten des Bebauungsplans 
und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

 Zur Beurkundung: 

 
Heckmann, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10, 12 und 13a des Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) und § 4 Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, 
ber. S. 698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
November 2023 (GBl. S. 422). Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 
 
Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 
 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
„Ochsenwiesen-Steinäcker, 3. Änderung“ 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Zulässig ist ein Gewerbebetrieb entsprechend des Vorhaben- und Erschließungsplans des 
Vorhabenträgers vom 19.01.2023, angefertigt durch Kuon + Reinhardt GmbH, Freie 
Architekten, Nordheim (vgl. Anlage 1 der Begründung). 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des Bebauungsplans (§ 12 (3) 
BauGB). 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist bestimmt durch die Festsetzung der Grundflächenzahl 
und der Höhe baulicher Anlagen. 

a) Grundflächenzahl: vgl. Planeintrag 

b) Höhe baulicher Anlagen (vgl. Planeintrag): Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist als 
höchster Gebäudepunkt (HGP) in Metern über Normalnull (m ü NN) festgesetzt. 
Maßgeblich ist höchste Punkt der Dachfläche. Technisch notwendige Einzelbauteile und 
Aufbauten (z.B. Kamine, Klimaanlagen, Lüftungen) sind von der Höhenbeschränkung 
ausgenommen. 

1.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB) 

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH = Rohfußboden) in Normalnullhöhe nach oben begrenzt. Unterschreitungen sind 
zulässig. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise (b). 
Zugelassen sind Einzelgebäude ohne Längenbeschränkung, aber mit seitlichen 
Grenzabständen im Sinne der offenen Bauweise. 
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1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, Eingangs-
überdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 2 m überschritten werden. Der 
Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.6 Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 
und § 23 (5) BauNVO) 

Offene Stellplätze sind allgemein innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur, und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von PKW-Stellplätzen darf nur wasserdurchlässig erfolgen (Rasensteine, 
Rasenpflaster oder ähnliches), sofern deren Funktion dadurch nicht unzumutbar 
beeinträchtigt wird und eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu befürchten ist. 

b) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigungen ist bei allen Baumaßnahmen 
der Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

c) Die nicht überbauten und für den Betriebsablauf notwendigerweise befestigten Flächen 
sind zur Schaffung eines günstigen Bestandsklimas zu begrünen und zu bepflanzen. 

d) Zur Schonung nachtaktiver Insekten ist die Außenbeleuchtung auf das notwendige 
Minimalmaß zu beschränken. Die Beleuchtung ist mit insektenschonenden Lampen 
entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu 
wählen, die kein Streulicht erzeugen. Private Dauerbeleuchtungen sind unzulässig. 

e) Mutterboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen 
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
§ 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger 
Trennung von Oberboden und Unterboden durchzuführen. Als Zwischenlager sind 
Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG 
gewährleisten. Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene 
Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit wirkungsvoll aufzulockern. Die 
fachlichen Anforderungen an den Bodenabtrag, die Zwischenlagerung und den 
Bodenauftrag sind in der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben“ und im Heft Bodenschutz 26 „Merkblatt Bodenauffüllungen“ der LUBW 
zusammengefasst. 

f) Gehölze dürfen nur im Zeitraum von Oktober bis Februar und damit außerhalb der 
Brutzeit der Vögel entfernt werden. Vorsorglich sind die Bauflächen im Vorfeld der 
Bebauung vom Beginn der Vegetationsperiode an regelmäßig zu mähen. Damit wird 
verhindert, dass Strukturen entstehen, die ggf. für Bodenbrüter wie den Zilpzalp geeignete 
Brutmöglichkeiten bieten. 

g) Zur Vermeidung einer Einwanderung von Amphibien ist das Baufeld mit einem 
Amphibienschutzzaun zu sichern. Der Amphibienschutzzaun ist regelmäßig in einem 
mindestens ein- bis zweiwöchigen Turnus auf seine Funktion zu überprüfen. 
Beschädigungen sind umgehend zu beseitigen. Zusätzlich ist die Entstehung von 
temporären Kleinstgewässer im Baufeld (Bsp. Fahrspuren oder Baugruben) zu 
vermeiden. 
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1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten 
Stellen sind gebietsheimische, standortgerechte, hochstämmige Obst- und/oder 
Laubbäume zu pflanzen. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. 
(Artenempfehlung siehe Anhang der Begründung). Alle Bepflanzungen sind fachgerecht 
durchzuführen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 

b) Pflanzzwang – flächig (PZ): Die mit Pflanzzwang belegten Flächen sind durchgehend mit 
gebietsheimischen, standortgerechten, hochstämmigen Obst- und/oder Laubbäumen und 
Laubsträuchern zu bepflanzen. Je angefangene 75 m² zu bepflanzende Fläche je 
Baugrundstück sind mindestens ein Baum und zwei Sträucher zu pflanzen. Der 
Einzelpflanzzwang nach 1.8 a) wird angerechnet. Mit Anpflanzungen ist ein Abstand von 
min. 1,5 m von öffentlichen Verkehrsflächen einzuhalten. Die Regelungen des 
Nachbarrechts Baden-Württemberg sind zu beachten. Alle Bepflanzungen sind 
fachgerecht durchzuführen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 
Die in der Fläche bereits vorhandenen Grünflächen sind dauerhaft zu erhalten. 

c) Ungegliederte Wandflächen sind mit einer für den jeweiligen Standort geeigneten 
Kletterpflanze je fünf laufende Meter Wandlänge zu begrünen. Alle Bepflanzungen sind 
fachgerecht durchzuführen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 

d) Flache und flachgeneigte Dächer bis 6 Grad Dachneigung sind extensiv zu begrünen. Die 
Begrünungspflicht gilt nicht für die flachen und flachgeneigten Bereiche von 
Tonnendächern. Alle Bepflanzungen sind fachgerecht durchzuführen, zu pflegen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen. 

1.9 Pflanzbindung (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 

Die im Plangebiet bereits vorhandenen Gehölze, welche außerhalb des Baufensters liegen, 
sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Ausfall zu ersetzen. Sie können auf den 
Pflanzzwang nach 1.8 a) und 1.8 b) angerechnet werden. 
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Hinweise: 

a) Das Plangebiet liegt im Bereich des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG Nr. 9: 
Römerzeitliche Zivilsiedlung, neolithische und frühmittelalterliche Siedlung. Westlich und 
südlich der Ochsenwiesenstr. wurden in den Jahren 1999-2006 und zuletzt 2016 Befunde 
einer ausgedehnten römerzeitlichen Zivilsiedlung, einer frühmittelalterlichen Siedlung 
sowie eine Bestattung des frühen Mittelalters untersucht. Bei Bodeneingriffen ist daher mit 
archäologischen Funden und Befunden - Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG - zu rechnen.  

 

An der Erhaltung der ausgewiesenen archäologischen Kulturdenkmale besteht 
grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Daher sollte frühzeitig im Vorfeld von 
Bodeneingriffen (auch im Rahmen von Abbrucharbeiten, Leitungstrassen etc.) auf Kosten 
des Planungsträgers der Humusabtrag / Oberbodenabtrag im Bereich der 
Bodeneingriffsflächen zeitlich vorgezogen in Anwesenheit eines Vertreters der 
Archäologischen Denkmalpflege oder einer privaten Grabungsfirma durchgeführt werden. 
Dies betrifft insbesondere auch die unbebauten Freiflächen. Für diese Arbeiten ist ein 
ausreichend großes Zeitfenster bis zum Baubeginn freizuhalten, da mit 
wissenschaftlichen Ausgrabungen/Dokumentationen in Bereichen archäologischer 
Befunde (Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG) zu rechnen ist. Diese Maßnahme frühzeitig 
durchzuführen, ist im Interesse des Planungsträgers sowie der Bauherren, da hiermit 
Planungssicherheit erreicht werden kann und Wartezeiten durch archäologische 
Grabungen vermieden oder minimiert werden können. Eine schriftliche 
Terminvereinbarung ist notwendig. Sollten sich hierbei archäologische Befunde zeigen, ist 
im Anschluss daran mit wissenschaftlichen Ausgrabungen zu rechnen, sofern seitens des 
Planungsträgers an der Ausdehnung des Plangebiets in der derzeitigen Form 
festgehalten wird. Wir weisen darauf hin, dass im Falle einer notwendigen 
Rettungsgrabung die Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale durch den 
Planungsträger finanziert werden muss. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) 
und (6) WG). 

c) Es wird darauf hingewiesen, dass sich aus der geplanten Straßenverbindung zwischen 
Güglingen und Frauenzimmern (Bebauungsplan „Verbindungsstraße K2150-L1110“) 
Anbauabstände gemäß Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG) ergeben können. 
Diese sind entsprechend zu beachten. 
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d) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden 
von quartären Lockergesteinen (Holozäne Abschwemmmassen, Auenlehm) mit im Detail 
nicht bekannter Mächtigkeit überdeckt. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens, mit einem 
kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes sowie mit 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die möglicherweise nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der 
Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, 
Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden, die unterhalb 
der quartären Deckschicht einbinden und zu einer Lösung von Sulfatgestein führen 
können. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z.B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

e) Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich des Planvorhabens artesische 
Grundwasserverhältnisse im Zuge von Erdwärmesondenbohrungen angetroffen wurden. 

f) Zum Schutz von Vögeln und Kleinsäugern dürfen Gehölzrückschnitte und 
Rodungsmaßnahmen im Allgemeinen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar 
durchgeführt werden (§§ 39 (5) Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 44 (1) bis (3) BNatSchG). 

g) Bei allen Baumaßnahmen muss der Artenschutz beachtet werden. Es ist verboten, 
wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Es ist außerdem verboten, Tiere 
der besonders geschützten Arten, der streng geschützten Arten sowie europäische 
Vogelarten erheblich zu stören oder zu töten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG). Auch 
dürfen deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht beschädigt oder zerstört werden  
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). 

h) Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und 
Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und 
sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen. 

i) Um Verschattung und andere Beeinträchtigungen landwirtschaftlicher Kulturen zu 
vermeiden, ist mit Anpflanzungen, die in Verbindung mit den geplanten Maßnahmen 
stehen, ein ausreichender Abstand zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Kulturen 
einzuhalten, der mindestens den Erfordernissen nach dem Nachbarrecht Baden- 
Württemberg entspricht. 

j) Auf vorhandene Drainagen ist zu achten. Eine Durchschneidung ist zu vermeiden. Wo 
dies nicht möglich ist, muss das Dränsystem wieder sach- und fachgerecht hergestellt 
werden. Beschädigungen von Drainagen durch Baumaßnahmen im Boden sind vom 
Verursacher zu beheben. 
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k) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes 
auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau 
eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. 

l) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

m) Bei den entstehenden Gebäuden, die an den Außenbereich grenzen, ist ein erhöhtes 
Kollisionsrisiko für Vögel gegeben, sobald Fensterscheiben den Himmel oder 
Naturraumstrukturen spiegeln und Glasfassaden über eine Ecke geplant werden. 
Grundsätzlich sollten Situationen mit Fallenwirkung vermieden werden. Neben dem 
Verzicht auf Glasfronten existieren Maßnahmen, durch die Glasfassaden für Vögel 
wahrnehmbar gemacht werden können. Informationen hierzu finden Sie unter: 
https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf 

n) Zur Minimierung des Oberflächenwasserabflusses wird im landespflegerischen und 
wasserwirtschaftlichen Interesse empfohlen, Zisternen zur Gewinnung von Brauchwasser 
anzulegen. 

o) Durch die neue Verladezone, die sich nun im Süden d.h. näher in Richtung der 
bestehenden Aussiedlerhöfe befindet, rückt grundsätzliche eine maßgebliche Schallquelle 
näher an schutzbedürftige Wohnbebauung heran. Verladevorgänge stellen häufig eine 
maßgebliche Schallquelle dar. Die Höhe der Schallabstrahlung in diesem Bereich hängt 
vorwiegend von der Häufigkeit der Verlade/Entladevor-gänge und der Anzahl der zu 
verladenden Einheiten ab. Aufgrund der relativ großen Entfernung von ca. 150 m 
zwischen Verladebereich und Aussiedlerhof wird es hier erfahrungsgemäß jedoch keinen 
schalltechnischen Konflikt geben. Falls doch, gäbe es hier die Möglichkeit an der 
südlichen Grenze des Grundstücks eine Schallschutzwand o. Ä. zu errichten oder 
alternativ zumindest den Bereich, in dem tatsächlich entladen wird, (teilweise) 
einzuhausen.  

Analog zur Verladezone können mögliche Konflikte durch internen Verkehr (Gabelstapler 
o. Ä.) auf dem Betriebsgelände durch den Bau einer Schallschutzwand an der südlichen 
bzw. südöstlichen Grundstücksgrenze ebenfalls unterbunden werden. Erfahrungsgemäß 
ist hier jedoch ebenfalls kein schalltechnischer Konflikt zu erwarten.  

Schallemissionen aus dem Inneren des Betriebsgebäudes können insbesondere durch 
nicht massive bzw. geöffnete Außenbauteile wie Fenster, Türen o-der Tore ins Freie 
dringen. Dies lässt sich jedoch bereits im Vorfeld durch die Berücksichtigung der 
erforderlichen Schalldämm-Maße unterbinden. Alternativ kann der Öffnungszustand, die 
Öffnungsdauer und/oder die Gesamtfläche der Fenster, welche nach Süden/Südosten 
ausgerichtet sind, entsprechend angepasst werden.  

Bei der Planung der Außentechnik sollte bereits im Vorfeld darauf geachtet werden, dass 
diese, wenn möglich, an der zur Wohnbebauung abgewandten Seite installiert werden 
und weder tonhaltig noch tieffrequent im Sinne der TA Lärm sind. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens besteht weiterhin die Möglichkeit Vorgaben zur maximalen 
Schallabstrahlung der einzelnen technischen Geräte zu machen, falls dies erforderlich 
wird. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 
 für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Ochsenwiesen-  
 Steinäcker, 3. Änderung“: 
 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung: entsprechend Vorhaben- und Erschließungsplan. 

b) Farbgebung der Außenfassaden und Dächer: Leuchtende oder reflektierende Farben 
bzw. Materialien sind unzulässig. Davon ausgenommen sind Flächen zur Gewinnung von 
erneuerbaren Energien. Begrünte Dächer und Fassaden ohne Farbfestsetzungen. 

c) Baukörper über 30 m Länge sind durch geeignete, baugestalterische Mittel (Form, 
Material und Farbe) in ihrer Längsentwicklung zu gliedern (siehe auch 1.8 c). 

2.2 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Zur Einfriedung sind Zäune bis 2,50 m Höhe zugelassen, die am Boden eine Öffnungsweite 
von min. 20 cm aufweisen, um Kleinsäugetiere in ihrer Bewegungsfähigkeit nicht zu 
behindern (Durchschlupf). 

2.3 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke (§74 (1) Nr. 3 LBO) 

Aufschüttungen - auch im Anschluss an Gebäude - dürfen eine Höhe von 1,5 m nicht 
übersteigen. 

 


